
Eine Änderung gibt es im Zu-
sammenhang mit der Anlage-
politik. Die Regierung nimmt
die Stimmrechte bei den Anla-
gen von 50 Schweizer Unter-
nehmen in Zukunft zusammen
mit der Ethos Stiftung wahr.

Vaduz. – Obwohl dieWahrnehmung
von Aktionärsrechten im Rahmen
derAktienanlagen nicht zu den über-
geordneten Zielen der Verwaltung
des Landesvermögens gehört, hat die
Regierung beschlossen, die Stimm-
rechte bei denAktienanlagen der 50
grössten schweizerischen Unterneh-
men – derzeit rund 25 Prozent des
gesamten Aktienportfolios – künftig
in Zusammenarbeit mit der Ethos
Stiftung aktiv wahrzunehmen. Die
Stimmrechte werden entsprechend
den «Richtlinien zur Ausübung der

Stimmrechte» von Ethos wahrge-
nommen. Diese Richtlinien basieren
unter anderem auf den wichtigsten
nationalen und internationalen Best-
Practice-Kodizes für Corporate Go-
vernance. Ethos stimmt jeweils für
denAntrag desVerwaltungsrates, so-
fern nicht ein Negativkriterium ge-
mäss den Richtlinien erfüllt ist. So
wird zum Beispiel gegen dieWahl ei-
nes Verwaltungsratsmitgliedes ge-
stimmt, wenn angesichts der Zusam-
mensetzung des Aktionariats dem
Verwaltungsrat nicht genügend un-
abhängige Mitglieder angehören.

Mehrwert für Vermögensanlagen
Die Ethos Stiftung zählt 113 Mitglie-
derinstitutionen – davon 30 Prozent
öffentlich-rechtliche Pensionskas-
sen –, die rund 960 000 Personen
versichern und ein Gesamtvermögen
von ca. 140 Milliarden Franken ver-

walten. «Die Regierung ist über-
zeugt, mit diesem Schritt einen akti-
ven Beitrag zu einer nachhaltigen
Wirtschaftsentwicklung zu leisten,
die denWert von Unternehmen lang-
fristig positiv beeinflussen kann und
damit auch für die Vermögensanla-
gen des Landes Mehrwert kreiert»,
erklärte Regierungschef Klaus
Tschütscher.Vor dem Hintergrund ei-
nes defizitären Staatshaushalts sowie
derTurbulenzen an den Finanzmärk-
ten der letzten Jahre wurde zudem
einAbsicherungskonzept implemen-
tiert, das zum Ziel hat, von den Ver-
mögensanlagen des Landes (Markt-
wert 1,5 Milliarden Franken per En-
de 2010) für den Bedarfsfall mindes-
tens eine Jahresausgabe des Staats-
haushaltes (derzeit rund 900 Mio.
Franken) als Reserve zu erhalten und
damit dem Finanzleitbild des Landes
Rechnung zu tragen. (güf/pafl)
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